
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe
Freundinnen und Freunde aus dem

Wahlkreis Gifhorn-Peine, 

das in Deutschland einiges zerbröselt, ist
uns bekannt. Auch wir können uns davon  
nicht freisprechen. Marode Infrastruktur,
nicht zeitgemäße Gesetze und Druck auf
allen Ebenen. Das ist uns bewusst, wir
haben die Fehler erkannt, wollen und
werden entsprechend unserer Möglichkeiten
gegensteuern. 

Bei der Ampel zerbröselt jedoch nicht nur
Deutschland weiter, sondern vor allem die
Ampel selbst. Der Finanzminister spricht
vom Neuanfang als dornige Chance, der
Kanzler will alles so machen wie bisher - hat
ja schon mal geklappt - und die
Parteispitzen der Grünen verabschieden sich
aus Pflichtgefühl aus der Verantwortung.
Man könnte sie als Bauernopfer bezeichnen,
sitzen die Verantwortlichen für die Misere
der Partei doch eher in den grünen
Ministerien. 
Dabei ist die Zeit reif für Entscheidungen.
Nicht nur die vergangenen Landtagswahlen
haben uns und den Verantwortlichen klare
Aufgaben diktiert: 

kurbelt die Wirtschaft an
sorgt für Sicherheit
kümmert euch um Deutschland und
nicht um euch selbst

Passiert das nicht, können aus Bröseln
schnell Brocken werden. Wenn diese
erstmal rollen, sind sie schwer aufzuhalten.

Wir werden dagegenhalten! 

Ich wünsche viel Spaß beim Lesen
und freue mich auf Ihre

Reaktionen! 
 

Herzliche Grüße, Ihre und Eure

Ingrid Pahlmann 
MdB

Neues von Ihrer Abgeordneten

September 2024 

Infos zu meiner Arbeit in Berlin sowie
spannende Themen und Anträge finden

Sie in meinem Newsletter. Bitte beachten
Sie auch die Veranstaltungshinweise!



Ein umfassendes
Sicherheitspakt 

Deutschlands Aufnahmekapazitäten sind erschöpft, was sich in der täglichen Realität in den
Kommunen, Schulen, Kindergärten, Krankenhäusern und auf dem Wohnungsmarkt zeigt. 

Gleichzeitig sehen wir immer deutlicher die Auswirkungen dieser verfehlten Migrationspolitik auf
die innere Sicherheit. Die Ampel-Koalition hat als Reaktion auf die Terroranschläge in Mannheim
und Solingen ein „Sicherheitspaket“ versprochen. Inhalt des Pakets sollen Änderungen beim
Waffenrecht sowie eine – geringfügige – Erweiterung der Befugnisse des Bundeskriminalamts, der
Bundespolizei und des Verfassungsschutzes sein. Zudem wurden Anpassungen im Asyl- und
Aufenthaltsrecht angekündigt. Dieses Gesetzespaket hätte eigentlich bereits in dieser Woche im
Deutschen Bundestag verabschiedet werden sollen. Um den Weg für dieses schnelle Verfahren
freizumachen, hatten wir entgegen den üblichen Regeln der Parlamentspraxis zugestimmt, das
„Sicherheitspaket“ bereits in der vergangenen Haushaltswoche in 1. Lesung zu beraten. Doch die
Koalitionsparteien haben sich erneut über Details zerstritten und den Beschluss verschoben. Die
Sicherheitsgesetze können somit nicht wie geplant verabschiedet werden.

Die Ampel-Bundesregierung hat weder die Kraft für eine echte Wende in der Asyl- und
Migrationspolitik noch für die dringendsten und notwendigsten Änderungen der
Sicherheitsgesetze. Sie ist intern heillos zerstritten und kann sich nicht auf wirksame Maßnahmen
einigen. Stattdessen verliert sie sich in größtenteils kosmetischen Änderungen des Waffenrechts,
die keinen Anschlag verhindern werden, sondern nur die Legalwaffenbesitzer, wie Schützen und
Jäger in ein falsches Licht rückt. 

Die notwendigen Maßnahmen sowohl in der Asyl- und Migrationspolitik als auch in der inneren
Sicherheit sind lange bekannt. Wir haben sie bereits in der vergangenen Sitzungswoche und in
dieser Woche erneut als Antrag in den Deutschen Bundestag eingebracht. Wir erneuern unsere
Forderung nach einer konsequenten Zurückweisung an der Grenze, um die massenhafte illegale
Einreise nach Deutschland zu beenden. Darüber hinaus fordern wir eine umfassende Stärkung der
Sicherheitsbehörden für den wirksamen Schutz der Bevölkerung. Unsere Sicherheitsbehörden
brauchen endlich die Befugnisse, die im 21. Jahrhundert zur Bekämpfung und Verhinderung von
Verbrechen notwendig sind und die durchaus zur Verfügung stehen. 

     

Deutschland befindet sich in einer anhaltenden
schweren Migrationskrise. Bereits zum zweiten Mal
innerhalb nur eines Jahrzehnts sieht sich unser
Land mit der größten Zahl von Asylbewerbern und
Migranten seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges
konfrontiert. Allein in den ersten acht Monaten
dieses Jahres haben mehr als 160.000 Menschen
einen Asylantrag in Deutschland gestellt. 



 Den Industriestandort
Deutschland wettbewerbsfähig

machen

Die Automobilindustrie ist der bedeutendste Industriezweig in Deutschland. Die
Wertschöpfungsketten der Fahrzeug- und Motorenhersteller sind tief mit dem deutschen und
europäischen Mittelstand verbunden. In der Automobilwirtschaft mehren sich die Anzeichen für
eine Krise: Die Auto-Produktion ist um rund 5 Prozent zurückgegangen. Im August wurden 69
Prozent weniger neue E-Autos zugelassen als im Vorjahresmonat. Bei den Zulassungszahlen
von Verbrennern gab es einen Rückgang von 28 Prozent. 

Eine zentrale Ursache für die Krise der Automobilindustrie liegt in dem ideologisch verengten
wirtschafts- und industriepolitischen Kurs der Ampel-Regierung und der damit verbundenen
Fokussierung auf einzelne, politisch definierte Technologien. Und selbst bei den von ihr
politisch gewollten Technologien sorgt die Ampel für größtmögliches Förder-Chaos.
Förderprogramme wie die Umweltprämie stoppt die Ampel abrupt und ohne jegliche
Vorankündigung und bringt so die Nachfrage nach E-Autos zum Erliegen. Auch das Förder-
Chaos der Bundesforschungsministerin bei der Batterieforschung ist ein schwerer Rückschlag
beim Wiedergewinn von Wettbewerbsfähigkeit und technologischer Souveränität. 

Wir wollen, dass Deutschland ein starkes Industrieland bleibt. Dazu gehört eine starke
Automobilindustrie. Nur eine wettbewerbsfähige Automobilwirtschaft sichert Arbeitsplätze und
Wohlstand in Deutschland und ist gleichermaßen in der Lage, in Klimaschutz und CO2-
Neutralität zu investieren. Die Bundesregierung muss sich für eine Verbesserung der
Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes einsetzen. Dazu gehören wettbewerbsfähige
Energiepreise, ein Belastungsmoratorium und Reduzierung von Bürokratie und eine Reform der
Unternehmensbesteuerung.

Besonders bei uns in der Region sieht man, wie wichtig die Automobilindustrie für den
Wohlstand unseres Landes ist. Strukturelle Probleme müssen aufgearbeitet und beseitigt
werden, vor dieser Herausforderung stehen die Unternehmen. Dafür müssen aber die
Rahmenbedingungen stimmen. Die Bundesregierung ist massiv gefordert! 

Unsere Automobilindustrie braucht eine Zukunft



Fördermittel-Affäre von Bettina Stark-Watzinger

Darin wurde berichtet, dass das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) eine
förderrechtliche Prüfung einleitete, nachdem ein Offener Brief von Hochschuldozenten und
Wissenschaftlern mehrerer Berliner Universitäten zur Unterstützung propalästinensischer
Demonstrationen an der FU Berlin veröffentlicht worden war. Obwohl der Inhalt des Briefes von
der Meinungsfreiheit gedeckt ist, lehnen wir diesen inhaltlich ab. Unsere Fraktion hat daraufhin
eine Große Anfrage zur Aufklärung des Sachverhalts eingereicht. Die Antworten der
Bundesregierung blieben jedoch unklar. Besonders offen bleibt die Frage, wer im BMBF die
Verantwortung für die förderrechtliche Prüfung trägt, die laut der Ministerin das Vertrauen von
Wissenschaftlern in das Ministerium stark erschüttert hat. Die Debatte kommt daher zur
richtigen Zeit. 

Am 16. Juni 2024 hat
Bundesforschungsministerin Bettina Stark-
Watzinger ihre beamtete Staatssekretärin
Prof. Dr. Sabine Döring, die für ihren Einsatz
gegen Antisemitismus hohe Anerkennung in
der jüdischen Gemeinde genießt, in den
einstweiligen Ruhestand versetzt. Auslöser
der Debatte war eine Panorama-
Veröffentlichung vom 11. Juni 2024.

Für eine praxistaugliche und effektive Nationale
Kreislaufwirtschaftsstrategie.

Mit unserem Antrag zielen wir darauf ab, die bisherigen Versäumnisse der Ampel-Regierung
mit Blick auf die Kreislaufwirtschaft deutlich zu machen. Die immer wieder verschobene
Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie steht dafür sinnbildlich. Das BMUV hat über zwei Jahre
daran gearbeitet und gleichzeitig wichtige Gesetzesvorhaben hintenangestellt. Die bisher noch
nicht vom Bundeskabinett beschlossene Strategie weist in ihrer Entwurfsform keinerlei
konkrete Maßnahmen aus und wird daher nur wenig Durchschlagskraft entfalten. Auch ist
unklar, wann und in welcher Form die dort andiskutierten Ideen umgesetzt werden sollen. Das
führt zwangsweise zu Unsicherheiten in der betroffenen Branche. Investitionen werden
zurückgestellt. Im Gegensatz dazu schlagen wir mit unserem Antrag konkrete Impulse vor, die
das zirkuläre Wirtschaften nach vorne bringen. Dies umfasst eine zeitnahe Reform des § 21
Verpackungsgesetz oder die dringend benötigte Verabschiedung der sog. Abfallende-
Verordnung für mineralische Ersatzbaustoffe.

https://dserver.bundestag.de/btd/20/129/2012964.pdf


Rentenpaket zu Lasten 
der jungen Generation

Der demografische Wandel stellt die Rentenversicherung vor erhebliche finanzielle
Herausforderungen, weshalb ohne gesetzliche Eingriffe das Rentenniveau auf 45 Prozent sinken
würde. Durch dieses Gesetz wird dieses Niveau stabilisiert, was zu einer Anhebung der
Beitragssätze auf 22,6 Prozent bis 2040 führt. Mit dem Gesetzentwurf wird außerdem das sog.
Generationenkapital eingeführt, das ab 2028 von einer unabhängigen Stiftung verwaltet wird.
Hierfür werden 200 Mrd. Euro Schulden aufgenommen, um ab 2036 jährlich 10 Mrd. Euro an die
Rentenversicherung auszuschütten und so die Beitragssätze geringfügig zu entlasten. Wir lehnen
den Entwurf ab. Er verlagert einseitig Lasten auf die Beitragszahler. Die Entlastungswirkung des
Generationenkapitals wird erst ab 2036 spürbar. Zudem ist die Finanzierung nicht ausreichend
und das Rentensystem wird durch zusätzliche Leistungsausweitungen weiter belastet. Die Ampel
hat keine Antwort auf die Folgen des demografischen Wandels. Statt einer nachhaltigen Reform
der Rentenversicherung findet eine Leistungsausweitung statt. Diese ist nicht solide
gegenfinanziert und wird die bestehenden finanziellen Schwierigkeiten weiter verschärften. Der
Gedanke einer gerechten Lastenverteilung zwischen den Generationen ist von der Ampel
aufgegeben worden, zu Lasten der jüngeren Generation.

Mit dem Gesetzentwurf zur Stabilisierung des
Rentenniveaus und zum Aufbau eines
Generationenkapitals für die gesetzliche
Rentenversicherung will die Ampel-Koalition
das Rentenniveau bis 2039 bei 48 Prozent
sichern.

Bioenergie eine klare Zukunftsperspektive geben und
bestehende Hemmnisse beseitigen

Die Bundesregierung behandelt die Bioenergie stiefmütterlich, bremst sie künstlich aus und setzt
die falschen Rahmenbedingungen. Die Bioenergie benötigt eine klare Zukunftsperspektive und
den Abbau von Hemmnissen. Unser Antrag beinhaltet 23 Vorschläge für Verbesserungen bei der
Bioenergie. Diese reichen von einer Ausweitung der Ausschreibungen über eine Erhöhung der
Ausbauziele bis zur Prüfung von Grüngasquoten. Unser Antrag reiht sich damit in eine Reihe
weiterer Anträge zur Entfesselung aller Erneuerbaren Energien ein. So haben wir bereits zu
CCU/CCS, Wasserstoff, Solar, Geothermie und Speichern umfassende Anträge in den Deutschen
Bundestag eingebracht und beraten. Die Ampel nutzt immer noch nicht alle Potenziale der
Erneuerbaren Energien aus und richtet ihren Fokus lediglich auf Sonne und Wind. Wir wollen mit
dem Antrag die Bioenergie entfesseln und haben zu den Inhalten bereits positive Resonanz aus
Fachkreisen erhalten. Der Antrag greift die Sorgen und Nöte der Branche auf, was auch in der
öffentlichen Anhörung deutlich geworden ist.



Parlamentarischer Abend GEFA
Übergabe Plakat derKinderfreundlichen Kommune

Wittingen an Ministerin Paus

Gespräch mit 
Andreas Otto / GWG

Gruppe der Frauen mit Friedrich Merz
Gesprächskreis Jagd, Fischerei und Natur

Vortrag Alois Gerig zu 

Maschinenringen in Afrika
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Veranstaltungshinweise:
Heute, 27.09.2024 um 18.30 Uhr findet im Peiner Schützenhaus die
Nominierung für die Bundestagswahl 2025 im Wahlkreis 45 Gifhorn-Peine
statt. Ich freue mich über eine rege Beteiligung. 

Weiterhin möchte ich
 auf meine Bürgersprechstunde

hinweisen:  

Als Abgeordnete im Bundestag verstehe ich mich
als Ihre Interessensvertreterin. Die beste

Gelegenheit für ein Gespräch ist im Rahmen
meiner Bürgersprechstunde.

Während der Bürgersprechstunde besteht die
Möglichkeit, Probleme, Vorschläge und

Sachverhalte in vertrauensvollem Rahmen
mitzuteilen.

Wenden Sie sich bitte für die Terminabsprache per
E-Mail unter ingrid.pahlmann.ma01@bundestag.de

an mein Büro.
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instagram
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